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gelegt - gleichfalls das für den Straftäter günstigere 
Ergebnis.
3. Ist im ersten Urteil eine Freiheitsstrafe festgesetzt 
worden und für die erneute Straftat eine Strafe ohne 
Freiheitsentzug gerechtfertigt, so ist § 25 Abs. 2 JGG 
nicht anzuwenden. Die Einbeziehung des früheren Ur­
teils würde bedeuten, daß in der Regel die dort er­
kannte Freiheitsstrafe erhöht werden müßte. Dadurch 
wäre der Jugendliche schlechtergestellt als nach den 
Normen des neuen StGB.
4. Ist in beiden Entscheidungen auf Strafe zur Be­
währung erkannt worden, so führt § 25 Abs. 2 JGG zu

einem günstigeren Ergebnis für den jugendlichen Straf­
täter. Gegen ihn liefe dann nur eine Verurteilung auf 
Bewährung mit einer einheitlichen Bewährungsfrist an 
Stelle von zwei Bestrafungen.
Auch beim Zusammentreffen anderer Maßnahmen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit im Strafverfahren 
gegen Jugendliche, die hier nicht alle erörtert werden 
können, haben die Gerichte gemäß § 81 StGB nach 
eingehender Prüfung stets diejenige gesetzliche Bestim­
mung anzuwenden, die für den Täter das günstigere 
Ergebnis bringt. #

EVA GEISTER, Richter am Obersten Gericht

Zur Bestrafung bei mehrfacher Gesetzesverletzung
Bei der Anwendung des § 64 StGB (Bestrafung bei 
mehrfacher Gesetzesverletzung)1 sind in der Praxis ver­
schiedene Fragen aufgetreten, von denen im folgenden 
drei behandelt werden sollen:
1. Kann ein Angeklagter wegen mehrfach begangener 
Straftaten verurteilt werden, wenn zwar mehrere Hand­
lungen vorliegen, aber die exakte Anzahl der Einzel­
handlungen trotz des Nachweises der Höhe des gesam­
ten Schadens nicht genau festgestellt werden kann (z. B. 
bei laufenden Geldentnahmen aus einer Kasse)?
Das Oberste Gericht hat im Zusammenhang mit dem 
jetzt nicht mehr anwendbaren Institut des Fortsetzungs­
zusammenhangs2 immer wieder in seiner Rechtspre­
chung darauf hingewiesen, daß jede Einzelhandlung in 
tatsächlicher Hinsicht aufgeklärt, festgestellt und auf 
ihre strafrechtliche Relevanz auf Grund eines bestimm­
ten strafrechtlichen Tatbestands gesondert untersucht 
werden muß3. Läßt sich im einzelnen nicht feststellen, 
ob ein Strafgesetz schuldhaft verletzt wurde, so ist 
auch eine Verurteilung nicht möglich. Globale Tatsa­
chen- und Schuldfeststellungen verstoßen gegen die so­
zialistische Gesetzlichkeit, insbesondere gegen den 
Grundsatz, daß jeder Schuldige, aber kein Unschuldi­
ger strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wird.
Die Pflicht der Rechtspflegeorgane, alle zur Entschei­
dung über die strafrechtliche Verantwortlichkeit erfor­
derlichen Tatsachen in belastender und entlastender 
Hinsicht festzustellen (§ 22 StPO), bezieht sich auf jede 
einzelne Handlung. Zur Entscheidung über die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit des Täters, der mehrere 
Einzelhandlungen begangen hat, sind alle erforder­
lichen Tatsachen aufzuklären und in der gesetzlich vor­
geschriebenen Form zu beweisen. Umfang und Gren­
zen der Beweisführung durch die Rechtspflegeorgane 
ergeben sich aus der in der jeweiligen Strafsache zu 
prüfenden und festzustellenden, nach Art und Schwere 
der Tat und nach der Persönlichkeit des Beschuldigten 
oder Angeklagten unterschiedlichen individuellen straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit (§§ 101, 222 StPO).
2. Muß der Angeklagte freigesprochen werden, wenn 
eine bestimmte Anzahl von strafbaren Handlungen in 
Tatmehrheit angeklagt wurde, einzelne Handlungen 
aber trotz Ausschöpfung der Beweismöglichkeiten nicht 
bewiesen werden konnten?
Die Entscheidung darüber, ob und wegen welchen den 
Verdacht einer Straftat rechtfertigenden Verhaltens ein

1 Vgl. Wittenbeck, „Bestrafung bei mehrfacher Gesetzesverlet­
zung (§64 StGB)“, NJ 1966 S. 526 ft'.
2 Vgl. dazu Heilborn / Schlegel, „Einige Fragen der Rechts­
anwendung nach dem neuen StGB“, NJ 1968 S. 456 ff. Auch 
das Oberste Gericht legt in seinem nicht veröffentlichten Ur­
teil vom 16. Juli 1968 — 3 Ust 7/68 — dar, daß das Institut des 
Fortsetzungszusammenhangs angesichts der Regelung des § 64 
StGB keine Existenzberechtigung mehr hat.
3 Vgl. OG, Urteile vom 17. Oktober 1961 - 2 Zst Ш 11/61 - und 
vom 10. Februar 1966 - 2 Ust 25/65 — (beide nicht veröffentlicht).

Bürger angeklagt werden muß, obliegt allein dem 
Staatsanwalt. Die Anklage bestimmt in tatsächlicher 
Hinsicht den Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens 
(§ 187 Abs. 1 StPO). Gegenstand der Anklage ist das 
im Anklagetenor bezeichnete tatsächliche Verhalten 
des Täters, das sowohl bei einer Einzeltat als auch bei 
mehrfacher Tatbegehung u. a. durch die Angabe der 
Schadenssumme gekennzeichnet werden kann.
Wird z. B. Anklage wegen mehrfachen Diebstahls zum 
Nachteil sozialistischen Eigentums (§ 162 Abs. 1 Ziff. 3 
StGB) erhoben, so soll in der Anklage die Anzahl der 
Einzelhandlungen und in der Regel auch die verur­
sachte Schadenssume angegeben werden. Außerdem ist 
darzulegen, warum die einzelnen Handlungen zu einer 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit des Täters führen. 
Eine Verurteilung des Täters hinsichtlich aller ange- 
klagten Einzelhandlungen darf nur erfolgen, wenn die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit für jede einzelne 
Handlung festgestellt wird.
Die Entscheidung des Gerichts darf sich auf die im Te­
nor der Anklage bezeichneten Handlungen beziehen. 
In der Beweisaufnahme festgestellte Einzelhandlungen, 
die außerhalb der im Anklagetenor vorgenommenen 
Begrenzung liegen, können nur nach Erweiterung der 
Anklage gemäß § 237 StPO in das Verfahren einbe­
zogen werden. Diese Grundsätze gelten auch für solche 
Fälle, in denen eine Vielzahl von Einzelhandlungen 
über einen längeren Zeitraum begangen wurden (z. B. 
Geldentnahmen aus Kassen, Geschlechtsverkehr zwi­
schen Verwandten u. ä.).
Hat ein Angeklagter z. B. über den Zeitraum eines 
Jahres hinweg bestimmte Summen aus einer ihm an­
vertrauten Kasse entnommen und ist die Anzahl der 
Einzelhandlungen nicht mehr genau festzustellen, so 
gilt auch hier der Grundsatz der allseitigen und un­
voreingenommenen Feststellung der Wahrheit. Es ist 
also unzulässig, die Verurteilung in solchen Fällen le­
diglich auf einen eventuellen Inventurfehlbetrag zu 
stützen. Wenn trotz Ausschöpfung aller möglichen Be­
weismittel die Aussage des Angeklagten z. B. gegen 
die Aussage eines einzigen Tatzeugen steht, so darf der 
Aussage des Zeugen — der ggf. mit dem Geschädig­
ten identisch ist — keineswegs von vornherein eine 
höhere Beweiskraft beigemessen werden. Auch das Ge­
ständnis des Angeklagten unterliegt der unvoreinge­
nommenen Würdigung durch das Gericht. Die StPO 
geht davon aus, daß das Geständnis ein Beweismittel 
ist, dem generell kein größerer, aber auch kein gerin­
gerer Beweiswert zukommt als jedem anderen Beweis­
mittel (§ 23 Abs. 2 StPO).
Das Gericht muß also auch bei einem Geständnis die 
Art und Weise der Begehung der Einzeltaten, die Zeit­
abstände zwischen den Einzeltaten und die Höhe der 
entwendeten Summe erforschen. Für das Urteil genügt 
u. E. die Feststellung:
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